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Liebe Parteifreunde,
für uns Liberale ist die Wirtschaftspolitik nicht bloß eines unter vielen Themen.

Die Wirtschaftspolitik ist unser Kerngebiet. 
Sie ist unser politisches Stammland. 
Es ist eine Quintessenz liberaler politischer Überzeugung:

Mit der Wirtschaft beginnt und endet das Wohlergehen unserer Gesellschaft. Und natürlich auch der öffentlichen Hand.
· Nur was wir erwirtschaften, können wir sozial verteilen. 
· Nur wenn wir hier in Deutschland produzieren, können wir unsere Menschen in Arbeit und Brot halten. 
· Nur wenn wir hier Werte schaffen, können wir Steuern einnehmen und öffentliche Aufgaben, die der Staat macht, bezahlen. 
· Und schließlich: nur wenn wir als Volkswirtschaft erfolgreich bleiben, wird man uns auch im Ausland ernst nehmen, wird man uns respektieren und um unseren Rat fragen.

Liebe Parteifreunde,

das oberste Ziel der Wirtschaftspolitik heute ist es, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten.

· Wettbewerbsfähig ist, wer innovativ ist. Wir sind teurer als andere, deswegen müssen wir besser sein. Und besser heißt vor allem: innovativer, kreativer, schneller.

· Wettbewerbsfähig ist, wer Leistung bringt. Und Leistung darf durch die falschen Rahmenbedingungen nicht bestraft werden. Sonst schwindet sie. 
Deswegen müssen wir in der Steuerpolitik, in der Sozialpolitik und in der Arbeitsmarktpolitik die Belastungen für die Unternehmen am Standort Deutschland senken.
Und wir müssen zu vernünftigen Kompromissen dort kommen, wo Belange des Umweltschutzes oder der Bioethik berührt sind. 
Rahmenbedingungen schaffen und für Innovationen sorgen, das sind die beiden zentralen Herausforderungen unserer Zeit.

Für die Rahmenbedingungen ist der Staat zuständig.

Stichwort Steuersystem:

Alle Fachleute sind sich einig. Wir haben das komplizierteste Steuerrecht der Welt. 

Die Deutschen produzieren die meiste Steuerrechtsliteratur.

Und rangieren unter 105 untersuchten Staaten auf Platz:

105!

Es gilt einmal mehr die Lebensweisheit:

Das Gegenteil von „gut“, ist „gut gemeint“.

Mit dem Steuersystem will man in Deutschland mal wieder alles in einem erreichen: Investitionsanreize, Gerechtigkeit, sozialen Ausgleich u.s.w.

Aber das passt nun mal nicht alles unter einen Hut. 
Vor lauter Sonderbestimmungen und Ausnahmen ist unser Steuerrecht zu einem einzigen Hemmnis gegen Leistungsfähigkeit geworden.

Die FDP steht daher für ein einfaches Steuersystem.

Weil es gut für die Bürgerinnen und Bürger ist, die wieder verstehen sollen, was sie da an Formularen ausfüllen.

Bei denen man auch erst einmal wieder für Vertrauen in den Steuerstaat sorgen muss – Vertrauen, das längst durch permanente Änderungen und Verkomplizierungen zerstört worden ist.

Wir Liberale stehen für ein einfaches Steuersystem aber vor allem auch deshalb, weil es gut für unsere Wirtschaft ist.

Liebe Parteifreunde,

ich beginne meine Rede heute mit diesem Einstieg, weil ich der Auffassung bin, der Staat hat seine Rolle in der Wirtschaft überzogen.
Im Unterschied zu vielen Politikern aus beiden Lagern der großen Parteien will ich nicht, dass der Staat „mehr“ für die Wirtschaft tut.

Er soll die Menschen stattdessen lieber endlich einmal in Ruhe ihre Arbeit machen lassen.

Er soll sich zur Abwechslung mal nicht neue Beglückungen für die Wirtschaft ausdenken.

Er soll sich lieber überlegen, wie er die vielen Fußfesseln löst, die er der Wirtschaft angelegt hat.

Und die Politik muss endlich verstehen, dass die Berechenbarkeit von staatlichem Handeln, von Vorschriften und Gesetzen, ein hohes Gut ist.

Das hat uns schon Walter Eucken in den 1950er Jahren ins Stammbuch der Wirtschaftspolitik geschrieben.

Und es ist heute so wichtig wie damals.

Steuern und Abgaben sind dabei das Eine.

Ein anderes Stichwort: Bürokratie

Die staatlich verordnete Bürokratie ist ja nicht nur lästig. Das kennen wir alle.

Sie kostet unsere Wirtschaft vor allem bares Geld. 
Gerade in kleinen Betrieben schlägt sie mit sage und schreibe durchschnittlich 4.500 Euro pro Kopf und Jahr zu Buche.

Bürokratie ist deshalb ausgesprochen mittelstandsfeindlich.

Der Gesetzgeber hat immer noch das merkwürdige Selbstverständnis, er mache seine Arbeit umso besser, je mehr Gesetze er in einer Legislaturperiode verabschiedet.

Davon müssen wir endlich wegkommen.

Messen wir doch mal den Erfolg von Bundestag und Landtagen daran, wie viele Gesetze sie in einer Legislaturperiode abgeschafft haben.

Messen wir den Erfolg der Politik daran, wie viele Kosten sie den Bürgerinnen und Bürgern, den Unternehmen, erspart haben, weil sie auf Regelungen, Auflagen, Genehmigungen und der gleichen verzichtet haben.

Stichwort: Arbeitsmarkt

Das Gespenst der „Ausbildungsplatzabgabe“ ist nun zum Glück vorläufig wieder in das rot-grüne Geisterschloss entschwunden.

Da wird es hoffentlich auch für immer bleiben.
Die Wirtschaft hat bewiesen, dass sie – und nur sie! – für Ausbildungsplätze sorgen kann. 

In Baden-Württemberg ist die Wirtschaft ihrer Verantwortung gerecht geworden. 

Wer hier ausbildungswillig und –fähig ist, der findet auch etwas. 
Diesen Erfolg verdanken wir nicht einem staatlichen „Rechtsanspruch“ für jeden auf eine Lehrstelle.
Wir haben diesen Erfolg, weil sich hier Politik und Wirtschaft an einen Tisch gesetzt und vernünftig miteinander gesprochen haben.

Mit Abgaben und Rechtsansprüchen kommt man nicht weiter.

Ein anderes Beispiel aus dem Bereich Arbeitsmarkt ist der Kündigungsschutz.

Es ist das Natürlichste von der Welt, dass die Menschen Angst bekommen, wenn sie hören „Abbau von Kündigungsschutz“.

Mit dieser Angst spielt so mancher Sozialpolitiker der großen Parteien ganz bewusst.

Als Liberaler betrachtet man die Sache aber immer zunächst einmal für sich selbst und überlegt mit Vernunft.

Ein ausgebauter Kündigungsschutz, wie er sich in Deutschland in Jahrzehnten entwickelt hat, wirkt wie eine Marktzutrittsschranke auf den Arbeitsmarkt.

Es ist ja klar: jeder Unternehmer, der einen neuen Mitarbeiter einstellen will, überlegt sich das nicht nur drei Mal. 
Denn sobald die Probezeit vorbei ist, kann er sich kaum wieder von ihm trennen – oder es wird ziemlich teuer.
So vorteilhaft die Situation für den Arbeitnehmer ist, der Beschäftigung hat – und ich gönne ihm die Sicherheit von ganzem Herzen -, so sehr führt sie auf Seiten der Arbeitgeber zu einer äußerst restriktiven Einstellungspolitik.

Unter dieser Bedingung wird man ja nur noch einstellen, wenn es wirklich gar nicht mehr anders geht.

Und so beginnt ein Teufelskreis: Unternehmer sind vorsichtig beim Einstellen. 
Beschäftigte haben deswegen noch mehr Angst vor Arbeitslosigkeit, denn sie wissen, wie schwer es ist, wieder etwas zu finden. 
Und so kämpfen Gewerkschaften noch verbissener um den Kündigungsschutz. 

Wir müssen heraus aus diesem Teufelskreis. 

Wir müssen zu Lockerungen im Kündigungsschutz kommen, bei Neueinstellungen – vor allem auch im Bereich älterer Arbeitnehmer.

Damit bekommen wieder viele eine Chance sich zu bewähren und zu zeigen, dass sie zu Unrecht auf der Straße stehen.

Auch wenn dann kein dauerhaftes Arbeitsverhältnis entstehen sollte: lieber befristet beschäftigt, als unbefristet arbeitslos!
Meine Damen und Herren,

der Wirtschaftsminister in Baden-Württemberg ist vor allem Mittelstandsminister.

Er ist für die kleinen und mittleren Betriebe da.

Er ist für die Handwerker da, die Einzelhändler, für die vielen Freiberufler.

Er ist für die Existenzgründer und die Übernehmer da.

Der Wirtschaftsminister muss für den Mittelstand da sein, denn der Mittelstand stellt 90 % der Betriebe und gibt mehr als 50 % der Beschäftigten Arbeit.

In 480 000 KMU werden aber auch etwa 75 % aller Ausbildungsplätze bereit gehalten.

Kurzum, der Mittelstand hat Baden-Württemberg als Wirtschaftsstandort stark gemacht.

Und der Mittelstand hat uns in Baden-Württemberg davor bewahrt, die bundesdeutschen Konjunkturkrisen vergangener Jahrzehnte in gleicher Weise zu erleiden.

Es ist uns immer ein Stück weit besser damit ergangen als anderen.

Der Mittelstand ist das Rückgrat unserer Wirtschaft.

Aber auch ein Rückgrat kann brechen, wenn man nicht sorgsam mit ihm umgeht.
Eine Reihe von Themen steht auf der politischen Agenda, wenn wir über die Zukunftsfähigkeit unseres Mittelstandes sprechen.

Drei habe ich schon erwähnt: Abbau von Bürokratie, Weniger Steuer- und Abgabenbelastung und mehr Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt.

Zwei weitere will ich ansprechen.

Mittelstandsfinanzierung
Viele Mittelständler machen sich Sorge aufgrund der vielen unheilvollen Meldungen im Zusammenhang mit den neuen Regeln nach „Basel II“.

Basel II wird die Kreditvergabe durch die Banken – auch in Deutschland – nachhaltig ändern. 

Der Ansatz ist im Prinzip völlig richtig, denn es geht darum, die Kreditvergabe nach objektiven und transparenten Kriterien zu gestalten.

Dadurch entsteht aber auch Anpassungsbedarf, der nicht nur unsere Kreditinstitute berührt, sondern auch deren Kunden, also den Mittelstand.

Das baden-württembergische Wirtschaftsministerium hatte bereits vor einiger Zeit erfolgreich für eine mittelstandsfreundlichere Regelung beim so genannten Rating-Verfahren gesorgt.

Dennoch bleibt ein zentrales Grundproblem die Eigenkapitalausstattung mittelständischer Unternehmen.

Eine ausreichende Eigenkapitalausstattung wird künftig nach Basel II stärkere Bedeutung bei der Kreditvergabe durch die Banken haben als heute.

Sie liegt gegenwärtig in Deutschland häufig bei unter 10 %.

Zum Vergleich: in den USA sind 42 % der Durchschnitt, in Europa 28 %.

Die schlechtere Eigenkapitalausstattung ist nicht das Ergebnis unsoliden Wirtschaftens in unseren mittelständischen Unternehmen in Deutschland.
Sie ist das Ergebnis verschiedener Faktoren, darunter auch die Steuergesetzgebung, die Anreize schafft, Eigenkapital aus dem Unternehmen abzuziehen.

Wir müssen das Problem deshalb ganzheitlich angehen: nicht nur auf Basel II schielen, sondern alle rechtlichen und steuerlichen Gesichtspunkte im Auge behalten. 

Unternehmensnachfolge
Ein anderes Beispiel ist die Unternehmensnachfolge, also der anstehende Generationswechsel in vielen Unternehmen.

Wir stehen vor einer kleinen Revolution.

Bis 2007 stehen annähernd 60 000 Betriebe vor der Frage, gibt es einen Nachfolger?

Dabei geht es um etwa 600 000 Arbeitsplätze.

Wir wissen, dass keineswegs in allen diesen Betrieben eine Tochter oder ein Sohn zur Verfügung steht, um das Familienunternehmen fort zu führen.
Ein bestehendes Geschäft aber an einen Dritten zu veräußern ist eine sensible Angelegenheit.

Die liberale Wirtschaftspolitik in Baden-Württemberg hat das Problem erkannt und ein 12-Punkte-Programm entwickelt.

Damit soll sowohl den Übergebern von Unternehmen als auch den potenziellen Übernehmern vor allem durch Beratung und Information geholfen werden.

Wenn wir die mittelständische Struktur unserer Wirtschaft und ihre ausgesprochen hohe Effizienz, Flexibilität und Innovationskraft erhalten wollen, dann muss dieser Generationswechsel erfolgreich gemeistert werden.
Meine Damen und Herren,

der moderne Nestor des Liberalismus, Hans-Hermann Flach prägte den Ausspruch: Liberalismus ist eine Geisteshaltung.

Eine liberale Grundhaltung kann man aber nicht an- und ausziehen wie ein paar Socken. Man kann nicht bei der einen Frage „liberal“ sein, und bei der anderen nicht, nur weil es die Klientelpolitik verlangt.
Ich akzeptiere deshalb keine Formulierung der Art „liberal richtig gedacht, aber politisch falsch gedacht“. 

Die FDP beobachtet deshalb die Kopie einiger Ansätze ihrer liberalen Wirtschaftspolitik bei anderen Parteien mit großer Gelassenheit.

Denn unsere liberale Wirtschaftspolitik ist kein Einzelstück.

Sie ist Ausfluss einer liberalen Grundphilosophie, die Haushaltspolitik, Steuerpolitik, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik und alle anderen Politikfelder durchdringt.

Als kleinerer Koalitionspartner kann man natürlich nicht immer alles eins zu eins durchsetzen.
Aber wir wachen darüber, dass der Vernunft so weit wie möglich zum Durchbruch verholfen wird.

Wir wachen darüber, dass in der Kakophonie der mächtigen Lobbygruppen innerhalb der großen Volksparteien nicht das Augenmaß für vernünftige Regeln und Begrenzung des Staatsapparates, der für viele zum Selbstbedienungsladen mutiert ist, verloren geht.

Wir sind die Reformkraft, die nicht neue Schlagworte erfindet, sondern den Einsichten in die wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten zum Durchbruch verhilft.

Andere mögen es eingängiger verkaufen und schöner verpacken können. 

Am Schluss zählt aber, was raus kommt.

Und da haben wir in Baden-Württemberg bewiesen, dass nur wir den Leviathan auf Dauer bezwingen können.

Herzlichen Dank!

